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Der Personalumbau der 90er Jahre in der 
ostdeutschen Wissenschaft  
Differenzierungen und ihr Erklärungspotenzial 

 
 
 
 

Ab 1990 galt das westdeutsche Wissen-
schaftssystem als normsetzendes Mus-
ter in Ostdeutschland. So wandelten 
sich im Zuge eines weitgehenden West-
Ost-Transfers die kompletten Struktu-
ren: 

• die systemischen (im Hochschulbereich die Einführung des FH-
Sektors, in der außeruniversitären Forschung die Übertragung der 
Bund-Länder-getragenen Organisationsformen),  

• die organisationalen (Studienstruktur und akademische Selbstverwal-
tung),  

• die Personalstruktur (Personalkategorien, Umkehrung des Verhältnis-
ses von befristeter und unbefristeter Beschäftigung, erstere nunmehr 
dominierend, und quantitative Angleichung an westdeutsche Perso-
nalausstattungen),  

• die Finanzierungsstrukturen (primär Landesfinanzierung, der Bund in 
eng definierten Grenzen beteiligt) sowie  

• das rahmensetzende Rechtssystem (Hochschulautonomie bei – da-
mals noch – staatlicher Fachaufsicht, Rahmen- und Landesgesetzge-
bung, ergänzt um die Regelungen zahlreicher Einzelmaterien). 

Zwar setzte zugleich, finanztransfergetrieben, auch eine deutliche Aus-
stattungsverbesserung der ostdeutschen Hochschulen und, sofern weiter-
geführt, Forschungsinstitute ein. Der plötzlich in allen sanierten Büros 
verlegte Spannteppich vermittelte auf durchaus überzeugende Weise das 
Gefühl, nunmehr mit beiden Beinen im Westen zu stehen. Allerdings 
profitierten davon nur diejenigen an solchen Einrichtungen, denen eine 
Zukunft beschieden war, und auch von diesen am Ende sehr viele nicht. 

Denn insgesamt war die Komplettumgestaltung der ostdeutschen 
Wissenschaft ein vor allem dramatischer Vorgang. Mit parolenhaften Be-
schreibungen wie „Die Entmachtung der roten Professoren an ihren roten 
Unis“ würde der ziemlich schief, weil höchst unvollständig zusammen-
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gefasst. Die Umbauvorgänge insgesamt entfalteten sich in vier Dimen-
sionen: der strukturellen, personellen, inhaltlichen und der kulturellen. 
Die personelle Dimension war am stärksten konfliktbehaftet. Sie prägt 
daher einerseits die Erinnerungen der Beteiligten nach wie vor am deut-
lichsten. Andererseits wird der Personalumbau in der aktuellen öffentli-
chen Debatte zu den Verwerfungen der 90er Jahre gezählt, die als teilur-
sächlich für die staats- und demokratieskeptische Stimmung in den ost-
deutschen Regionen gelten. 

Möchte man diesen Vorgang verstehen, ist es nötig, einige Differen-
zierungen vorzunehmen, da nur so zweierlei deutlich werden kann: Wel-
chen objektiven und subjektiven Bedingungen sind die Entwicklungen 
zurechenbar, und wie sind folglich die Verantwortlichkeiten verteilt ge-
wesen? Wie und mit welchen Berechtigungen sind die nach wie vor be-
stehenden, höchst gegenläufigen Deutungen des Personalumbaus in der 
ostdeutschen Wissenschaft begründet? Zur Beantwortung dieser Fragen 
sollen die beiden Hauptelemente, die innerhalb des Vorgangs wirksam 
wurden – Personalstruktur-Neudefinition und umfangreiche Personalex-
klusion –, mit sieben intervenierenden Faktoren konfrontiert werden. 

1. Die Hauptelemente: neue Personalstruktur und 
Personalexklusion 

Zur allgemeinen Strukturübertragung von West nach Ost gehörte unter 
anderem die Überführung der Personalstruktur im Wissenschaftsbereich. 
Das betraf zum einen die Personalkategorien (wie sie für die Hochschu-
len damals das Hochschulrahmengesetz von 1987, §§ 42ff., regelte) und 
zum anderen die quantitative Angleichung. Um beides einordnen zu kön-
nen, sind zweierlei Berechnungen instruktiv: 

 inklusive Industrieforschung: Setzt man in einer Gesamtbetrachtung 
sämtlicher Wissenschaftssegmente – also Hochschulen, Akademiefor-
schung und Industrieforschung – die Zahl der beschäftigten Forscher.in-
nen ins Verhältnis zu Bevölkerungsgröße und allgemeiner Beschäftigten-
zahl, dann gab es in der DDR etwa zehn Prozent mehr wissenschaftliches 
Personal als in der Bundesrepublik (Meske 1993: 11). Bezieht man zu-
gleich ein, dass in der DDR apparative Ausstattungsdefizite durch erhöh-
ten Personaleinsatz kompensiert wurden, dann lässt sich in dieser Be-
trachtung von einem ungefähren Gleichstand der relativen Wissenschaft-
lerbeschäftigung in BRD und DDR sprechen.  

 ohne Industrieforschung: Im wissenschaftlichen Personal der Hoch-
schulen hatte die DDR im Jahr 1989  38.909 Personen beschäftigt, und in 
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der außeruniversitären Forschung waren es 31.628 Wissenschaftler.in-
nen. Zusammen ergab das rund 70.500 Personen. (Burkhardt 1997: 11; 
Julier 1990: 5) In der ehemaligen Bundesrepublik wurden 1989  106.000 
Wissenschaftler.innen öffentlich finanziert (Meske 1993: 11). Die Ost-
West-Relation betrug damit 1 : 1,5. Hinsichtlich der Bevölkerung war 
das Verhältnis zwischen Ost- und Westdeutschland seinerzeit allerdings 
1 : 3,7, hinsichtlich der Erwerbstätigen 1 : 2,9. Der Anteil an öffentlich 
finanzierten Wissenschaftler.innen war damit in der DDR sowohl im 
Verhältnis zur Gesamtbevölkerung als auch im Verhältnis zu den Er-
werbstätigen deutlich höher als in der Bundesrepublik, rund gerechnet: 
doppelt so hoch. 

Der Wissenschaftsumbau wurde fast ausschließlich im Blick auf die 
Hochschulen und die öffentlich finanzierte außeruniversitäre Forschung 
konzipiert und umgesetzt (d.h. ohne die Industrieforschung angemessen 
in den Blick zu nehmen). Daher rührte die alsbald dominierende Auffas-
sung, dass es in diesen beiden Bereichen notwendig sei, beträchtliche 
Teile des wissenschaftlichen Personals abzubauen. Infolgedessen wurde 
die Neudefinition der Stellenstrukturen in Hochschulen und außeruniver-
sitären Forschungsinstituten verbunden mit einer deutlichen Exklusion 
von Personen aus dem wissenschaftlichen Betrieb. Zwar gab es für einen 
Teil des Personals auch Übergangsregelungen: 

• das Wissenschaftler-Integrationsprogramm (WIP) für positiv evalu-
ierte Akademieforscher.innen;  

• sog. Forschungsschwerpunkte, zunächst von der Max-Planck-Gesell-
schaft administriert, dann zu fünf Geisteswissenschaftlichen Zentren 
umgebaut (die heute noch bestehen und seit 2018/2019 Leibniz-Insti-
tute sind; drei in Berlin, je eines in Potsdam und Leipzig);  

• an Hochschulen statt sofortiger Entlassungen auch zahlreiche Um-
wandlungen bisher unbefristeter Verträge in befristete;  

• daneben eine allgemeine Vorruhestandsregelung für Personen ab 55 
Jahre.  

Doch waren die Übergangsregelungen zeitlich befristet, und zudem galt 
das Ziel der Ost-West-Personaldurchmischung, sodass nicht alle verblei-
benden Stellen aus den Reihen der ostdeutschen Wissenschaftler.innen 
besetzt wurden. Im Ergebnis waren am Ende der 90er Jahre ca. 60 Pro-
zent des ursprünglichen Personals aus öffentlich finanzierter akademi-
scher Beschäftigung Jahre exkludiert. 
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Damit sind die beiden Hauptelemente des Personalumbaus benannt: 
die Neudefinition der Personalstruktur und die daraus folgende massen-
hafte Exklusion von Personal.  

2. Intervenierende Faktoren 

Allerdings erklärt die Personalstruktur-Neugestaltung allein nicht das 
Ausmaß der Personal-Exklusion und vor allem nicht die innerhalb dieser 
beobachtbar gewesenen Unterschiede. Intervenierend wirkten vielmehr 
sieben Faktoren: die Institutionenarten, die Personalüberprüfungen, die 
Fächergruppen-Zugehörigkeiten, die regionale wissenschaftliche Versor-
gungsdichte, die Wettbewerblichkeit der Wissenschaft, die Geschlechts-
spezifik und Generationendifferenzen. 

2.1. Institutionenarten 

Es machte für die individuellen Chancen auf einen Verbleib in der Wis-
senschaft einen Unterschied, ob man an einer Akademie,1 einer Hoch-
schule, im Bereich von Sonderhochschulen und Ressortforschung2 oder 
der Industrieforschung beschäftigt war. Letztere war zwar ein Bereich 
jenseits der öffentlich finanzierten Forschung, allerdings nur in der Bun-
desrepublik: In der DDR machte es für die Einzelnen keinen relevanten 
Unterschied, ob der Arbeitsvertrag mit einem Betrieb, einem Akademie-
institut oder einer Hochschule bestand, da auch die Wirtschaft staatlich 
war. In der DDR-Industrieforschung wurden 1989  86.208 Personen be-
schäftigt (Pleschak/Fritsch/Stummer 2000: 6). Diese blieben bei der Dar-
stellung des öffentlich finanzierten Wissenschaftspersonals – also dessen, 
für das sich Bund und Ländern unmittelbar zuständig fühlen mussten – 
unberücksichtigt. Freilich prägt auch der Abbau des dortigen Personals 
die Erinnerungen der Beteiligten an die 90er Jahre. 

Lassen sich die Größenordnungen des Personalabbaus in den einzel-
nen Bereichen beziffern? Ja und nein. Es gibt zum einen keine Gesamter-

 
1 Neben der Akademie der Wissenschaften (AdW) gab es in der DDR vier weitere Akade-
mien und faktisch zwei Akademietypen: einerseits solche mit Gelehrtengesellschaft und 
Forschungsinstituten (AdW, Akademie der Landwirtschaftswissenschaften, Akademie der 
Pädagogischen Wissenschaften, Bauakademie), andererseits solche, die allein als Gelehr-
tengesellschaft bestanden (Akademie der Naturforscher Leopoldina, Sächsische Akademie 
der Wissenschaften). 
2 In diesem Bereich gab es 1989  116 Einrichtungen mit ca. 11.300 Wissenschaftler.innen 
(Grelak/Pasternack 2024). 
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hebung (was gewiss erstaunen mag, aber nur solange, bis man sich ver-
gegenwärtigt, ob einer der potenziellen Auftrag- und Geldgeber einer sol-
chen Erhebung ein Interesse an deren Ergebnissen hätte haben können). 
Zum anderen ist die Zahl der empirisch abgesicherten Erhebungen und 
Hochrechnungen, denen sich für einzelne Sektoren relevante Zahlen ent-
nehmen lassen, überschaubar, und in ihren Details sind diese Studien nur 
schwer miteinander zu vergleichen. Daher kann lediglich eine plausible 
Schätzung auf der Basis einer Zusammenschau der Studien stattfinden. 
Diese Schätzung ergibt, dass das 1989 beschäftigt gewesene Personal in 
folgenden Größenordnungen abgebaut worden ist:3 

• ca. 60 Prozent an den Hochschulen (mit Unterschieden zwischen den 
Ländern),  

• ca. 60 Prozent in der außerhochschulischen Akademieforschung (die 
anderen 40 Prozent wurden in neugegründeten Max-Planck-, Fraun-
hofer-, Großforschungs- und Blaue-Liste-Einrichtungen tätig),  

• ca. 95 Prozent in Sonderhochschulen und Ressortforschung, also in 
Einrichtungen, die Ministerien und z.T. dem SED-Zentralkomitee 
bzw. Massenorganisationen unmittelbar unterstellt waren, 

• ca. 85 Prozent in der Industrieforschung.4 

2.2. Personalüberprüfungen 

Keinen Hauptfaktor des Reduzierungsgeschehens stellten die Personal-
überprüfungen dar, da ihre Folgen im Vergleich zur allgemeinen Stellen-
reduzierung eher marginal waren. Auf der psychologischen Ebene aber 
waren sie bedeutsam, da sie individuell vielfach als beschämend wahrge-
nommen wurden. Es fanden mehrere Überprüfungen statt. Von diesen 
wirkten institutionelle Evaluationen als indirekte Personalüberprüfungen, 
während individuelle fachliche Evaluationen und Integritätsprüfungen di-
rekt die Einzelpersonen in den Blick nahmen. 

 
3 Grundlagen dieser Zusammenschau sind: Meyer (1993); Meske (1993); Pasternack 
(1996); Neie (1996); Buck-Bechler/Schaefer/Wagemann (1997); Lewin (1997); Burkhardt 
(1997); Pleschak/Fritsch/Stummer (2000); Hecht (2002); Grelak/Pasternack (2024). 
4 Letzteres vor allem ein Ergebnis des Wirkens der Treuhand-Anstalt, die wiederum „den 
Markt“ dafür verantwortlich machte, der freilich dafür nichts kann: Es war die Unterkapita-
lisierung der Unternehmen – oft geoutsourcter Industrieforschungsabteilungen –, die ihnen 
den auf dem Technologiemarkt nötigen langen Atem versagte, und diese allgemeine Kapi-
talschwäche einer bislang planwirtschaftlich verwalteten Ökonomie kann „dem Markt“ 
nicht direkt zugerechnet werden. 
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Die institutionellen Evaluationen fanden vor allem durch den Wissen-
schaftsrat statt, der insbesondere für die Akademien ein groß angelegtes 
Evaluierungsprogramm ins Werk zu setzen hatte. Die Ergebnisse dessen 
wie des nachfolgenden politischen Handelns lassen sich so zusammen-
fassen: 

• Im naturwissenschaftlichen Sektor ergab sich eine Reihe von Weiter-
führungsempfehlungen für komplette Institute, die dann auch weitge-
hend umgesetzt wurden (vgl. Wissenschaftsrat 1992a).  

• Im geistes- und sozialwissenschaftlichen Bereich waren die Empfeh-
lungen zwar differenzierter, als gemeinhin angenommen wird (vgl. 
Wissenschaftsrat 1992b). Doch folgten daraus nur wenige institutio-
nelle Fortführungen. Aus zehn gesellschaftswissenschaftlichen Aka-
demie-Einrichtungen konnten für jeweils kleine Teilbereiche im Lau-
fe der 90er Jahre institutionelle Anschlusslösungen unterschiedlicher 
Qualität organisiert werden, die bis heute Bestand haben.5 

An den Hochschulen fanden, je nach Land in unterschiedlichen Formen, 
individuelle fachliche Evaluationen statt. Sie zielten vor allem darauf, 
festzustellen, welche Personen für Besetzungen innerhalb der reduzierten 
Stellenpläne infragekommen. Letztlich aber stellten sie vor allem fest, 
wer dafür nicht infrage kommt, denn der Umfang der Stellenpläne war 
am Ende weitaus geringer als die Zahl des fachlich positiv evaluierten 
Personals. 

Die ebenfalls individuellen Überprüfungen politisch-moralischer In-
tegrität stellten eine paradoxe Intervention dar. Mit der Begründung, 
Wissenschaft und Politik fortan zu trennen, wurden Politik und Wissen-
schaft noch einmal explizit zusammengeführt: Personalkommissionen 
und Ministerien unternahmen politische Bewertungen der Wissenschaft-
ler.innen und ihrer Biografien. Der Vorgang vermittelte seiner Form nach 
nichtjustiziable Strafansprüche mit dem Gebot legalen Handelns. In ih-
rem positivistischen Kern waren diese Überprüfungsverfahren Beurtei-

 
5 Das heutige Leibniz-Institut für Raumbezogene Sozialforschung Erkner (IRS) setzt z.T. 
die Arbeiten des früheren Instituts für Städtebau und Architektur der DDR-Bauakademie 
fort, und das Leibniz-Institut für Ökologische Raumentwicklung Dresden (IÖR) baute auf 
Dresdner Instituten der Bauakademie auf. Die neu gegründete Bibliothek für Bildungsge-
schichtliche Forschung Berlin (BBF) fußt auf den Bereichen Sammlungen und Bildungsge-
schichte der Akademie der Pädagogischen Wissenschaften (APW). Direkte Fortsetzungen 
gab es für das Institut für sorbische Volksforschung, das heute als von Sachsen und Bran-
denburg getragenes Sorbisches Institut/Serbski institut mit Sitz in Bautzen und einer Ar-
beitsstelle in Cottbus arbeitet, sowie für das Leibniz-Institut für Länderkunde Leipzig (frü-
her AdW-Institut für Geographie und Geoökologie). Hinzu treten die oben schon erwähnten 
fünf Geisteswissenschaftlichen Zentren, heute Leibniz-Institute. 
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lungen individualbiografischer Vergangenheit mit dem Ziel, eine Sozial-
prognose über die Eignung (resp. Nichteignung) für den Öffentlichen 
Dienst der Bundesrepublik Deutschland zu gewinnen. Funktional war 
dieses Anliegen in das Zumutbarkeitskriterium übersetzt worden. 

Wieviele Personen es genau waren, die infolge dieser verschiedenen 
Personalüberprüfungen mit jeweils welchen Begründungen die Wissen-
schaft verlassen mussten, ist nicht bekannt. Zum einen gibt es lediglich 
von einzelnen Hochschulen Veröffentlichungen solcher Zahlen.6 Zum 
anderen wurden die Kündigungsgründe „mangelnde fachliche Eignung“ 
und „mangelnde persönliche Eignung“ alsbald von den Hochschulen ver-
mieden, nachdem sie mehrfach von Arbeitsgerichten nicht anerkannt 
worden waren. Dagegen war auf Basis der neuen Stellenpläne „mangeln-
der Bedarf“ meist einfacher gerichtsfest zu begründen und wurde daher 
ersatzweise genutzt.  

Auf Grundlage der wenigen veröffentlichten Zahlen und des Umstan-
des, dass nirgends eine Einrichtung besonders hohe Kündigungsquoten 
etwa für Inoffizielle Mitarbeiter.innen des MfS verkündet hat, lässt sich 
aber plausibel annehmen, was eingangs gesagt worden war: Quantitativ 
waren die Folgen der Personalüberprüfungen weniger bedeutsam als die 
Fragen nach Institutserhalt oder -schließung und nach der Ausstattung 
der Stellenpläne. 

2.3. Regionale Versorgungsdichte der wissenschaftlichen Ressourcen 

Betrachtet man auf einer DDR-Karte die Verteilung der wissenschaftli-
chen Einrichtungen, so werden drei räumliche Unterschiede deutlich 
(hier der Einfachheit halber mit den heutigen Ländernamen): Branden-
burg und Mecklenburg-Vorpommern waren wissenschaftlich dünn be-
siedelt; Süd-Mecklenburg-Vorpommern und Nord-Brandenburg bildeten 
einen praktisch wissenschaftsfreien West-Ost-Korridor. Thüringen und 
Sachsen-Anhalt waren durchschnittlich mit Wissenschaft versorgt. In 
Ost-Berlin und Sachsen hingegen gab es eine starke Verdichtung von 
Hochschulen und Forschungseinrichtungen. Das hatte Auswirkungen auf 
den Personalabbau nach 1990. 

Dieser betraf vor allem (Ost-)Berlin und Sachsen. Nimmt man beide 
zusammen, so hatte die DDR dort die Hälfte ihres Wissenschaftspotenzi-
als konzentriert. In den drei sächsischen Bezirken waren 32 Prozent und 
in Berlin 19 Prozent des wissenschaftlichen Personals der DDR beschäf-

 
6 vgl. z.B. Universität Potsdam (1995); Universität Rostock (1996); Raiser (1998); Häfner/ 
Fink (2002); Post (2002) 
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tigt (ohne Industrieforschung, bei der es sich aber ähnlich verhielt; vgl. 
Julier 1990: 3). In Sachsen bestanden allein 22 der 53 öffentlichen DDR-
Hochschulen, in Berlin waren es sieben. Die anderen Regionen teilten 
sich die restlichen 24 Hochschulen. In Berlin befanden sich zudem die 
meisten Akademieinstitute und Ressortforschungseinrichtungen.  

All das war durch die beiden Bundesländer in diesen Größenordnun-
gen allein nicht mehr zu finanzieren. An der Universität Leipzig, der TU 
Dresden und der Humboldt-Universität zu Berlin, um drei Beispiele zu 
nennen, hatten daraufhin jeweils zwei Drittel des 1990 beschäftigten Per-
sonals ihren Arbeitsplatz räumen müssen.7 

2.4. Fächergruppen 

Das paradigmatische Muster für die Umgestaltungsvorgänge hatten die 
Abwicklungen an den Hochschulen, verfügt im Dezember 1990, abgege-
ben. Abwicklung – ein Elitenwechsel als Verwaltungsakt – bedeutete: 
Schließung von Einrichtungen, die als sachlich überflüssig oder politisch 
erneuerungsbedürftig galten, und Versetzung des vorhandenen Personals 
in eine Warteschleife von sechs bzw. (bei Älteren) neun Monaten bei 
gleichzeitiger Zahlung von 70 Prozent der Gehälter. Sobald die Warte-
schleife auslief, endeten alle weiteren Verpflichtungen des öffentlichen 
Arbeitgebers. Zeitgleich war ggf. eine Neubewerbung auf eine der Stel-
len des statt der alten Einrichtung neu errichteten Instituts möglich. Diese 
war allerdings mit dem Makel behaftet, sich aus einem abgewickelten 
Zustand heraus zu bewerben. Das wesentliche Problem indes war die de-
zidierte Nichtindividualität des Vorgangs: Die Mitgliedschaft in einem 
Institut, also ein Kollektivmerkmal, entschied über die individuelle be-
rufliche Existenz, ohne dass der oder die Einzelne eine realistische Chan-
ce hatte, der kollektiven Verdammung zu entgehen. 

Damit waren die wissenschaftlichen Belegschaften der Hochschulen 
in abwicklungsbetroffene und abwicklungsverschonte Personen geteilt. 
Weitgehend war dies synchronisiert mit den großen Fächergruppen Ge-
sellschaftswissenschaften versus Naturwissenschaften und – damit zu-
sammenhängend – mit der Ost-West-Verteilung bei den Stellenbesetzun-
gen im weiteren Verlauf der Entwicklung. Die Resultate lassen sich so 
zusammenfassen: 

• Die Sozial- und Geisteswissenschaften wurden stärker verwestlicht 
als die MINT-Fächer und die Medizin.  

 
7 vgl. Gutjahr-Löser (1997: 33); Raiser (1998: 119); Post (2005) 
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• Innerhalb der letzteren hatten ostdeutsche Professor.innen in den In-
genieurwissenschaften die größten Verbleibschancen, während sich 
an den medizinischen und mathematisch-naturwissenschaftlichen Fa-
kultäten stärker ost-west-ausgeglichene Verhältnisse ergaben.  

• Innerhalb der Sozial- und Geisteswissenschaften wurden die Sozial-
wissenschaften deutlicher verwestlicht als die Geisteswissenschaften. 
Doch ist dort intern nochmals zu differenzieren: 

• Es gab Bereiche wie die Politikwissenschaft, die nahezu vollständig 
westdeutsch besetzt wurden, da es das Fach so in der DDR nicht gab, 
während es sich in der Soziologie ausgeglichener verhielt: Von im 
Jahre 1997  53 für dieses Fach an ostdeutsche Universitäten berufe-
nen Professoren hatten sich elf in der DDR habilitiert (Kaube 1998: 
297). 

• In den Geisteswissenschaften wurden Fächer wie Philosophie, Ge-
schichts- oder Literaturwissenschaften sehr westdominant besetzt, 
während es in den Sprachwissenschaften und den sog. Kleinen Fä-
chern eine deutliche Ausgewogenheit zwischen Ost und West gab – 
zumindest solange Pensionierungen und darauffolgende Neubeset-
zungen noch keine Veränderung bewirkten. 

2.5. Wettbewerblichkeit des Wissenschaftssystems 

Ebenfalls wirksam geworden sind die typischen Konkurrenzstrukturen 
eines meritokratischen Wissenschaftssystems, wenngleich sie zum Teil 
und für ein kurzes Zeitfenster auch außer Kraft gesetzt waren: Temporär 
wurde in einigen Ländern in Besetzungsverfahren ein Ostbonus ange-
wandt, von dem einzelne profitierten. Gleichzeitig war es aber auch die 
Stunde für Durchschnittsbegabungen – was weniger despektierlich ge-
meint ist, als es klingt: Die meisten Menschen, auch Wissenschaftler.in-
nen, sind Durchschnittsbegabungen, insoweit sich der Durchschnitt aus 
der Streuung zwischen den jeweils Leistungsschwächsten und den je-
weils Besten geteilt durch die Anzahl der jeweiligen Kohortenangehöri-
gen errechnet. Das Problem war eher: Um eine überdurchschnittliche 
ostdeutsche Bewerberin hinter sich zu lassen, genügte der westdeutschen 
Konkurrentin unter den obwaltenden Umständen auch eine durchschnitt-
liche Performanz; und der durchschnittliche Ost-Bewerber konnte durch-
aus auch von einem unterdurchschnittlichen Konkurrenten ausgestochen 
werden, soweit dieser nicht aus dem Osten kam. Hier wurde ein Zusam-
menspiel habitueller Eigenheiten, fehlender Netzwerkeinbindungen und 
des (noch) unzulänglichen Beherrschens der neuen Spielregeln wirksam.  
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Das öffnete die Vorgänge dem Einfluss klientelistischer Interessen. 
Die westdeutsche Generationsblockade, verursacht durch die Kohorten-
berufungen der 70er Jahre, ließ sich so unverhofft auflösen. Zwar war in 
einigen Fächern eine solche Anzahl von Professuren zu besetzen, dass 
die vorhandenen westdeutschen Personalreserven eigentlich überfordert 
waren, und die Wettbewerblichkeit der Berufungsverfahren ließ sich häu-
fig nur noch formal aufrechterhalten. Aber es konnte dann immer noch 
auf Anwärter zurückgegriffen werden, die nach allem menschlichen Er-
messen in der westdeutschen Normalsituation ihre Chancen ausgereizt 
hatten, ohne auf eine Professur gelangt zu sein.  

„Nicht zuletzt aufgrund des großen Zeitdrucks“, so formulierte diesen 
Sachverhalt zurückhaltend der seinerzeitige Generalsekretär des Wissen-
schaftsrates, „ist es nur teilweise gelungen, den internationalen Standards 
entsprechende Berufungsverfahren durchzuführen.“8 Wer sich in West-
deutschland habilitiert hatte, konnte beispielsweise in den neu aufzubau-
enden Rechts- und Wirtschaftswissenschaften angesichts der Vielzahl zu 
besetzender Positionen kaum abgewiesen werden.9 Dieter Simon, seiner-
zeit Wissenschaftsratsvorsitzender mit Neigung zu rollenfremder For-
mulierungsweise, sagte es so: „wenn heute auch hintere Ränge völlig ge-
räumt sind, wenn noch die drittklassigste Begabung aus dem Wartestand 
erlöst wurde und sich mit souveränem Schulterklopfen als Kollege zu er-
kennen gibt, wo sie bestenfalls zum Taschenträger bestimmt schien – 
wenn dies so ist, dann hat offenbar die Praxis die Theorie erschlagen“ 
(Simon 1995: 39). 

Gleichwohl muss das – je nach Fächergruppe relative oder absolute – 
Übergewicht westdeutscher Berufungen in Ostdeutschland grundsätzlich 
weder verwundern, noch musste sich dahinter prinzipiell ein Problem 
verbergen: Die ostdeutsche Partialpopulation bildete nun einmal nur 21 
Prozent der gesamtdeutschen Bevölkerung. Insbesondere in den Geistes- 
und Sozialwissenschaften hätte man es wohl auch keinem Studierenden 
ernsthaft wünschen dürfen, ausschließlich von früherem DDR-Personal 
belehrt zu werden. Allerdings wäre die zahlenmäßige westdeutsche Do-
minanz im akademischen Personal in Ostdeutschland nur dann völlig un-
problematisch gewesen, wenn sich alsbald auch eine dem ostdeutschen 
Bevölkerungsanteil entsprechende Veröstlichung des wissenschaftlichen 

 
8 Krull (1994: 215); vgl. auch die instruktive qualitative Untersuchung des ostdeutschen 
Berufungsgeschehens der 90er Jahre von Zimmermann (2000)  
9 Zur Vermeidung von Missverständnissen: Es gab selbstredend auch Fächer, in denen sich 
dies teilweise anders verhielt. 
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Personals an westdeutschen Hochschulen ergeben hätte. Dies war nicht 
der Fall. 

2.6. Geschlecht 

Bemerkenswert frühzeitig, bereits 1993, hatte der Heidelberger Soziolo-
ge und Leipziger Gründungsdirektor Wolfgang Schluchter (1993: 13) 
konstatiert: Die sich neu ergebende Personalzusammensetzung sei nicht 
nur stark von Dezimierung und Verwestlichung, sondern auch durch eine 
deutliche Vermännlichung gekennzeichnet. In der DDR hatte der Frauen-
anteil am wissenschaftlichen Personal der Hochschulen 31 Prozent  und 
der Professorinnenanteil fünf Prozent (Burkhardt 1997: 11; Burkhardt/ 
Schlegel 2004: 21) betragen.10 Die westdeutschen Hochschulen hatten 
1988 einen Frauenanteil am wissenschaftlichen Personal von 16 Prozent 
und bei den Professuren, wie in der DDR, fünf Prozent (BMBW 1991: 
230). 

1995/96 waren drei Viertel der Neubesetzungen der Professuren an 
den ostdeutschen Hochschulen erfolgt. Der Frauenanteil betrug zwölf 
Prozent (Burkhardt 1997: 37). An den westdeutschen Hochschulen war 
er bis 1996 auf 9,5 Prozent angestiegen (GWK 2017: 17). Von dem 
Gleichstellungsvorsprung, den der Osten beim wissenschaftlichen Perso-
nal gegenüber Westdeutschland gehabt hatte, war also zumindest auf die 
Professorenebene etwas hinübergerettet worden – wenngleich zugleich 
auch Ausgrenzungstendenzen zu beobachten waren: „die Kombination 
Universität (speziell renommierte Hochschule an attraktivem Standort), 
C4-Professur und traditionell männlich besetztes Wissenschaftsgebiet 
(z.B. Ingenieurwissenschaften) war gleichbedeutend mit dem fast völli-
gen Ausschluß von Frauen“ (Burkhardt 1997: 36). Ein bemerkenswerter 
Satz der damaligen Gleichstellungsbeauftragten der TU Dresden, Karin 
Reiche, formulierte zudem prägnant, wie ambivalent sich symbolische 
Anerkennungsdimension mit faktischen Verbleibschancen verknüpfte: 
„Früher war ich Physiker, heute bin ich Physikerin …“ (in Baum 1995: 9). 

 Im weiteren glichen sich Ost und West dann einander an: Der Wes-
ten holte auf, der Osten fiel zurück. Nun machte sich bemerkbar, dass 
sich der Personalstrukturumbau vor allem auf die Berufspositionen unter-

 
10 Die in der Literatur häufig zitierte Zahl von elf Prozent Professorinnen zum Ende der 
DDR ist irreführend: Das ist der Anteil an den Hochschullehrer.innen, was in der DDR die 
Positionen Dozentur und Professur umfasste. Dozent.innen waren, wenn man es verglei-
chend einordnen will, in etwa zwischen Akademischen Oberräten und den damaligen C2-
Professorinnen zu verorten: Sie hatten ein höheres Lehrdeputat (und damit weniger For-
schungszeit) und keine Ausstattung mit Assistentenstellen. 
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halb der Professur auswirkte. 2003 veröffentlichte das Kompetenzzent-
rum Frauen in Wissenschaft und Forschung (CEWS) erstmalig sein 
Hochschulranking nach Gleichstellungsaspekten, basierend auf Daten 
von 2001 (Löther 2003). In der Gesamtschau der Indikatoren lagen drei 
ostdeutsche Bundesländer in der Spitzengruppe (Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt) und zwei in der Mittelgruppe 
(Sachsen, Thüringen). Zwei Jahre später fand sich nur noch Brandenburg 
in der Spitzengruppe. 2007 (mit Daten von 2005) war der ursprüngliche 
ostdeutsche Gleichstellungsvorsprung endgültig abgeschmolzen: Drei der 
ostdeutschen Länder landeten in der Schlussgruppe (Sachsen, Sachsen-
Anhalt, Thüringen), und zwei Länder schafften es noch in die Mittel-
gruppe (Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern). (Zimmermann 2013: 
16) 

2.7. Generationendifferenzen 

Es war finanziell nicht komfortabel, aber zumindest eine halbwegs absi-
chernde Lösung: Wer 55 Jahre alt war, konnte in den 90er Jahren über ei-
ne Sonderregelung in den Vorruhestand gehen. Wenigstens die Demüti-
gung, sich als gestandene Wissenschaftlerin vom Arbeitsamt zu Anpas-
sungskursen an einen nicht aufnahmebereiten Arbeitsmarkt schicken zu 
lassen, ließ sich so umgehen. Dieses Schicksal blieb den Entlassenen bis 
Mitte Fünfzig nicht erspart. 

Zugleich kann aber auch die Altersstruktur der Hochschullehrerschaft 
in Augenschein genommen werden, um kundiger beurteilen zu können, 
welche Drastik der Maßnahmen tatsächlich unabweisbar war. 1989 be-
schäftigten die DDR-Hochschulen im Bereich des Ministeriums für 
Hoch- und Fachschulwesen 2.940 ordentliche Professor.innen und 3.408 
Dozent.innen, zusammen 6.348 Hochschullehrer.innen (Deregoski/Sche-
rer/Wardezki 1990: 3). Für diejenigen jenseits der Medizin liegen Alters-
strukturdaten vor. Zieht man daher die 968 medizinischen Hochschulleh-
rer.innen (Burkhardt 1997: 11) ab, so verbleiben 5.380. Von diesen wä-
ren 900 Professor.innen und 650 Dozent.innen (zusammen 1.550) bis 
1995 und weitere 800 bzw. 850 (zusammen 1.650) bis zum Jahr 2000 al-
tersbedingt ausgeschieden. Innerhalb des ersten Jahrfünfts nach der Ver-
einigung wären damit 30 Prozent und innerhalb des ersten Jahrzehnts 59 
Prozent (3.200) verrentet worden. (Deregoski/Scherer/Wardezki 1990: 6) 

Daneben aber war eine besonders problematische Implikation der 
Vorgänge die Schwierigkeiten, die der Transformationsmodus der jünge-
ren ostdeutschen Wissenschaftlergeneration bei der Integration in den 
neu organisierten akademischen Betrieb bescherte. Deren Angehörige 
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hatten noch in der DDR ihre ersten Schritte in der Wissenschaft absol-
viert und dann mit dem Umbruch ihre akademischen Lehrer und Netz-
werke verloren. Aus dieser Generation gelang es nur wenigen, sich gegen 
das Stigma, in der DDR wissenschaftlich sozialisiert worden zu sein, in 
die neuen Strukturen zu integrieren.  

Es mangelte den jüngeren Wissenschaftlern an der Einbindung in die 
nun relevanten Netzwerke, an habitueller Passfähigkeit und der (noch) 
unzulänglichen Beherrschung der neuen Spielregeln. Sie stießen daher an 
eine gläserne Decke (wie sie schon aus den Forschungen zu Karrierever-
läufen von Frauen in der Wissenschaft bekannt war). Es kam zum Zuge, 
was Ethnologen Tribalismus nennen: Kontakte zu Mitgliedern der eige-
nen Kulturgruppe – hier die in der ostdeutschen Wissenschaft zuneh-
mend dominierenden Wissenschaftler und Wissenschaftlerinnen west-
deutscher Sozialisation –  werden bevorzugt (vgl. Pasternack 1996a und 
Stenger/Lüchauer 1998). Dabei hatte der weitgehende Verzicht auf die 
komplette ostdeutsche Nachwuchskohorte eine wesentliche Vorausset-
zung: Die akademische Grundversorgung Ostdeutschlands konnte, wie 
oben schon verhandelt, vergleichsweise problemlos aus den vorhandenen 
personellen Ressourcen der westdeutschen Wissenschaft erfolgen.  

3. Fazit 

Die retrospektive Betrachtung des ostdeutschen Wissenschaftsumbaus 
nach 1989 leidet typischerweise unter der formalen Inkompatibilität 
zweier Perspektiven: Die eine erinnert zu viel, die andere zu wenig. Die 
eine löst sich nicht von den Details, und damit finden sich – häufig zu 
Recht – viele Anlässe, um anhaltend empört zu sein. Die andere Perspek-
tive löst sich zu sehr von den Details, konzentriert sich auf große Ent-
wicklungslinien, und damit lässt sich in den Vorgängen nur eine Norma-
lisierungsgeschichte entdecken: Am Ende sei doch alles gut geworden. 
Die Kunst der angemessenen Beurteilung bestünde darin, eine mittlere 
Perspektive zu entwickeln: hinreichend nahe am Realgeschehen, um die 
problematischen Aspekte nicht zu übersehen, und hinreichend vom Real-
geschehen distanziert, um die Entwicklungslinien der Prozesse identifi-
zieren zu können. Dies ist hier unternommen worden. 

Im Ergebnis lässt sich sagen: Vollbracht wurde in den 90er Jahren ei-
ne Systemintegration der ostdeutschen Wissenschaft, die jedoch nicht mit 
einer Sozialintegration einherging. Der Vorgang wurde umgesetzt unter 
Bedingungen eines unangemessenen Zeitrahmens und defizitärer Kapazi-
täten der Transformationsbewältigung seitens des politischen Systems. 
Er war gekennzeichnet durch Schwächen der Problemdefinition, in ihrem 
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Anspruchsniveau stark differierende Zielsetzungen, Delegitimierungsan-
strengungen hinsichtlich der ostdeutschen Ausgangsstruktur, asymmetri-
sche Organisiertheit der konfligierenden Interessen und dadurch domi-
nierenden Einfluss klientelistischer (westdeutscher) Interessenkartelle. 

So stand am Beginn der Entwicklungen die zutreffende Diagnose, 
dass die DDR weitaus mehr wissenschaftliches Personal an Hochschulen 
und in der außeruniversitären Forschung beschäftigt hatte als die Bundes-
republik. Die individuelle Verbleibswahrscheinlichkeit hing dann aber 
weniger von Leistungsfähigkeit ab, sondern von der Institutionenart, vom 
Bundesland und vom Fach, in denen man tätig war, vom Geschlecht und 
von der Generationenzugehörigkeit. Derart lässt sich bestimmen, wer 
von denen, die nicht wegen Bespitzelung ihrer Kolleg.innen in den Integ-
ritätsüberprüfungen scheiterten und zugleich als wissenschaftlich kompe-
tent galten, im Bereich der öffentlich finanzierten Wissenschaft die ge-
ringste Chance hatte: wer in einem politiknahen gesellschaftswissen-
schaftlichen Fach, an einem außeruniversitären Forschungsinstitut und in 
Sachsen oder Berlin tätig sowie weiblich war und in der Phase zwischen 
Promotion und Habilitation steckte. Mithin:  Die wesentlichen Faktoren 
dafür, ob jemand in der Wissenschaft eine Perspektive hat, waren nicht-
wissenschaftlicher Art. 

Übersicht 1: Hauptelemente und intervenierende Faktoren des Personalumbaus 
in Stichworten 

Hauptelemente 
Neudefinition Personalstruktur 

Personalexklusion 

Intervenierende Faktoren: 

Institutionenarten Hochschulen Akademien Ressortforschung Industrie-
forschung 

Überprüfungen institutionelle 
Evaluation 

individuelle  
fachliche Evaluation 

Integritäts-
überprüfung Nichtevaluation 

wissenschaftliche 
Versorgungsdichte Sachsen, Berlin Thüringen, LSA Brandenburg, MV 

Fächergruppen 
abwicklungsbetroffene abwicklungsverschonte 

Gewi Nawi Medizin Ingwi 

Wettbewerblichkeit Wettbewerbsbedingungen strategische Nutzung 

Geschlecht Vermännlichung Gleichstellungsvorsprung bis 2007 abgebaut 

Generationen- 
differenzen Vorruhestand ab 55 mittlere Generation Nachwuchs 
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Ein Ergebnis ist eine mangelnde Präsenz ostdeutscher Sprecher und 
Sprecherinnen in den öffentlichen Debatten des vereinten Deutschlands. 
Sie besteht unter anderem deshalb, weil Ostdeutsche dort marginalisiert 
waren und sind, wo durch öffentliche Finanzierung das Nachdenken pro-
fessionell betrieben werden kann und dessen Ergebnisse verstetigt in die 
öffentliche Meinungsbildung eingespeist werden: im Wissenschaftsbe-
trieb. 

Auf der Seite derjenigen, die aus dem Wissenschaftsbereich selbst ge-
staltend, d.h. zieldefinierend und zielrealisierend an den Evaluationen 
und Umbauten beteiligt waren, setzte sich dazu im Laufe der Jahre eine 
doppelte Argumentation durch. Einerseits müsse man Fehler anerkennen, 
die im einzelnen gemacht worden seien, „die auch verletzt haben, die 
Personen betroffen haben, die es verdient hätten, anders behandelt zu 
werden“. Andererseits sei der Weg im Grundsatz richtig gewesen, da 
„fast jede denkbare Alternative … zu schlechteren Ergebnissen geführt 
hätte“ (Markl 1997: 31). Die Ursache dafür, eine solch ambivalente Be-
wertung treffen zu müssen, wird externalisiert: Die „Zusammenführung 
der Wissenschaft in diesem raschen Holterdipolter“ (ebd.) wird äußeren 
Bewegungskräften zugeschrieben, wahlweise der Politik oder der ge-
schichtlichen Dynamik. Diese Externalisierung von Verantwortung 
gleicht den argumentativen Strategien, mit denen ostdeutsche Wissen-
schaftler nach 1990 ihr Handeln in der DDR rationalisierten. Auf dieser 
Ebene zumindest konnte also die Einheit hergestellt werden. 
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